
 

Schwerpunkte der Plenarsitzung vom 27. bis 30.
April  2015
 
Tragödie im Mittelmeer: Parlament will mehr EU-Engagement bei
Rettungsaktionen 
In einer Debatte am Mittwoch ab 9:00 Uhr mit den Präsidenten von Rat und
Kommission Donald Tusk und Jean-Claude Juncker werden die Abgeordneten
konkrete Maßnahmen zur Verhinderung weiterer Todesfälle von Flüchtlingen im
Mittelmeer fordern. Laut einer UNHCR-Statistik liegt die Zahl der Todesopfer seit
Jahresbeginn bereits bei 1600. Zentrales Thema der Debatte wird voraussichtlich der
Zehn-Punkte-Plan zur Migration sein, den EU-Kommissar Dimitris Avramopoulos am
20. April vorgestellt hat.
 
 
Umweltschutz: Abgeordnete wollen Zahl der Plastiktüten begrenzen 
EU-Länder müssen den Verbrauch der am weitesten verbreiteten und
umweltschädlichsten Plastiktüten verringern. So steht es in einem Gesetzentwurf, über
den das Parlament am Dienstag abstimmt. Das Wegwerfen von Kunststofftüten führt
zu Umweltbelastungen und verschärft das weitverbreitete Problem der Ansammlung
von Abfällen in Gewässern, die weltweit die aquatischen Ökosysteme bedrohen.
 
 
Umstellung auf fortschrittliche Biokraftstoffe 
Am Dienstag stimmen die Abgeordneten über eine informelle Abmachung mit dem Rat
ab, nach der die Herstellung herkömmlicher Biokraftstoffe begrenzt und die Umstellung
auf eine neue Produktgeneration aus anderen Quellen wie zum Beispiel Algen oder
bestimmte Arten von Abfällen beschleunigt werden soll. Die neuen Regeln sollen zur
Senkung von Treibhausgasemissionen führen, die durch die zunehmende
Verwendung landwirtschaftlicher Flächen zum Anbau von Kulturen für Biokraftstoffe
entstehen.
 
 
"eCall": Lebensrettende Notrufsysteme für Autos 
Notrufgeräte, die Rettungsdienste bei Autounfällen automatisch benachrichtigen,
müssen bis zum 31. März 2018 in allen neuen Modellen von Pkw und leichten
Nutzfahrzeugen installiert sein, so ein Gesetzentwurf, über den am Dienstag
abgestimmt wird. Nehmen die Abgeordneten den Entwurf an, so gilt die informelle
Abmachung von Dezember zwischen Parlament und Rat – der formell am 2. März
zugestimmt hat – als bestätigt.
 
 
Parlament fordert verschärfte EU-Strategie gegen
Alkoholmissbrauch
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Mögliches Ziel einer neuen EU-Strategie gegen Alkoholmissbrauch sollte sein, auf
dem Etikett von alkoholischen Getränken Informationen über Inhaltsstoffe und
Nährwerte bereitzustellen. So steht es in einem Entschließungsentwurf, der am
Mittwoch zur Abstimmung steht. In dem Text werden größere Anstrengungen
gefordert, den Alkoholkonsum Minderjähriger zu verringern.
 
 
Terrorbekämpfung: Eine neue "Europäische Sicherheitsagenda" 
Im Anschluss an die Verabschiedung der neuen "Europäischen Sicherheitsagenda"
durch die EU-Kommission am Dienstagnachmittag werden die Abgeordneten mit
Kommissar Dimitris Avramopoulos über das Thema debattieren. Die
Sicherheitsagenda, mit der die EU-Strategie der inneren Sicherheit aktualisiert werden
soll, gibt Kernprioritäten und Maßnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus,
organisiertem Verbrechen und Cyberkriminalität für den Zeitraum 2015-2020 vor.
 
 
"Intelligente Grenzen":  Sind die geplanten EU-
Einreisekontrollsysteme angemessen? 
Sind das von der EU geplante Einreise- und Ausreisesystem und das Programm zur
Registrierung von Reisenden, die keine EU-Bürger sind, angesichts der zunehmenden
Grenzübertritte "angemessen und geeignet"? Diese Parlamentsanfrage an den Rat
und die Kommission steht im Zentrum einer Debatte am Dienstag, in der die
Abgeordneten sich voraussichtlich auch über die Dauer der Vorratsdatenspeicherung,
den Zugang auf das System zu Strafverfolgungszwecken und die entsprechenden
Kosten erkundigen werden.
 
 
CO2-Emissionen: Auch Schiffe müssen umweltfreundlicher werden 
Schifffahrtsunternehmen müssen ab Januar 2018 die CO2-Emissionen ihrer Schiffe,
die EU-Häfen anlaufen, überwachen und jährlich darüber Bericht erstatten. So steht es
in einem Gesetzentwurf, über den das Parlament am Donnerstag abstimmt. Die
Vorschriften wurden bereits informell mit dem Rat vereinbart und gelten für Schiffe
über 5000 Bruttoraumzahl (BRZ) – unabhängig vom Ort ihrer Registrierung – als erster
Schritt zur Verringerung ihrer Treibhausgasemissionen.
 
 
Parlament legt Position zur neuen EU-Waldstrategie fest 
Am Montag wird das Parlament über die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit und
Beschäftigung in der Forstwirtschaft diskutieren, und am Dienstag über seine Position
zur neuen EU-Waldstrategie in Form einer Entschließung abstimmen.
 
 
Neue Fischereipolitik: Mehr Nachhaltigkeit durch Ostseeplan und
Rückwurfverbot 
Fischer sollen mehr Zeit zur Anpassung an das Rückwurfverbot bekommen. So steht
es in dem informellen Abkommen mit dem Rat zur konkreten Umsetzung des neu
eingeführten Verbots. Weiterhin legt das Parlament seine Position zum Ostseeplan
fest, der bestimmt, wie die Bestände von Dorsch, Hering und Sprotte befischt werden.
Beide Gesetzentwürfe – über die das Parlament am Dienstag abstimmt – sind wichtige
Schritte zur Umsetzung der neuen Gemeinsamen Fischereipolitik, die 2014 in Kraft
getreten ist.
 
 
Debatte zu Terrorattacke auf Studenten in Kenia 
Der Terrorangriff auf die Universität im kenianischen Garissa durch Al-Shabab-Milizen,
bei dem 150 Studenten ermordet wurden, sowie die Festnahme des ehemaligen
Präsidenten der Malediven Mohammed Nasheed sind die Themen zweier Debatten
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am Mittwochnachmittag. Entsprechende Entschließungen werden am Donnerstag
verabschiedet.
 
 
Albanien, Bosnien und Herzegowina: Reformbemühungen 2014 
Das Parlament diskutiert am Mittwoch die Reformfortschritte in 2014 von Albanien und
Bosnien und Herzegowina mit EU-Kommissar Johannes Hahn. In den
Entschließungsentwürfen, über die das Plenum am Donnerstag abstimmt, betont der
Ausschuss für Auswärtige Angelegenheiten den Bedarf an einem inklusiven,
konstruktiven und nachhaltigen politischen Reformdialog. Die politischen Kräfte beider
Länder sollten verstärkt zusammenarbeiten.
 
 
Nigeria: Parlament drängt auf internationales Vorgehen gegen Boko
Haram 
In einer Entschließung, die am Donnerstag zur Abstimmung steht, verurteilt das
Parlament die jüngsten Attentate von Boko Haram in Nigeria. Voraussichtlich wird es
die internationale Gemeinschaft auch zu einem gemeinsamen Vorgehen zur
Bewältigung der Terrorursachen in dem Land aufrufen. Am 14. Januar diskutierten die
Abgeordneten hierüber mit  der EU-Außenbeauftragten Federica Mogherini.
 
 
Zwei Jahre nach Unglück: Fortschritte bei Arbeitsbedingungen in
Bangladesch? 
Zum zweiten Mal jährt sich das schwere Unglück von Bangladesch, bei dem das
Textilfabrikgebäude Rana Plaza einstürzte und mehr als 1100 Arbeiter unter sich
begrub. Zum Gedenken an die Tragödie diskutieren die Abgeordneten am Montag die
Fortschritte, die seit der Verabschiedung des Vertrags zur Verbesserung von
Arbeitsrechten, Arbeitsbedingungen und Arbeitssicherheit in Bangladeschs
Textilfabriken 2013 erzielt wurden.
 
 
Weitere Themen auf der Tagesordnung 
Weitere Tagesordnungspunkte
 
 

 
http://www.europarl.europa.eu//news/de/agenda/briefing/2015-04-27
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Tragödie im Mittelmeer: Parlament will mehr
EU-Engagement bei Rettungsaktionen
 
In einer Debatte am Mittwoch ab 9:00 Uhr mit den
Präsidenten von Rat und Kommission Donald Tusk und
Jean-Claude Juncker werden die Abgeordneten konkrete
Maßnahmen zur Verhinderung weiterer Todesfälle von
Flüchtlingen im Mittelmeer fordern. Laut einer UNHCR-
Statistik liegt die Zahl der Todesopfer seit Jahresbeginn
bereits bei 1600. Zentrales Thema der Debatte wird
voraussichtlich der Zehn-Punkte-Plan zur Migration sein,
den EU-Kommissar Dimitris Avramopoulos am 20. April
vorgestellt hat.
 
Auch die Ergebnisse der außerordentlichen Tagung des Europäischen Rates am 23. April zum
"Migrationsdruck im Mittelmeerraum" werden im Mittelpunkt der Aussprache stehen.
 
Im  Anschluss  an  die  Debatte  stimmen  die  Abgeordneten  über  eine  entsprechende
Entschließung  ab.
 
Seit  Jahren  fordert  das  Europäische  Parlament  die  EU-Mitglieder  auf,  einen  Teil  der
Verantwortung zu übernehmen und Solidarität mit den Ländern zu zeigen, die die meisten
Flüchtlinge und Asylsuchenden aufnehmen, sei es in absoluten Zahlen oder im Verhältnis zur
jeweiligen Bevölkerung.
 
Such- und Rettungsverpflichtungen müssen "tatsächlich eingehalten" und "mittel- und langfristig
angemessen finanziert" werden, verlangte das Parlament in einer Entschließung im Dezember.
 
Debatte: Mittwoch, den 29. April
 
 
Abstimmung; Mittwoch, den 29. April
 
 
Verfahren:  Erklärungen des Rates  und der  Kommission mit  anschließender  Debatte  (mit
Entschließung) 
 
 
#migration #asylum #fundamentalrights
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Weitere Informationen
Zehn-Punkte-Plan zur Migration von EU-Kommissar Avramopoulos (20.04.2015)
Pressemitteilung vom Präsidenten des Europäischen Parlaments - Schulz fordert neue
Flüchtlings- und Migrationspolitik (19.04.2015)
Video der Stellungnahme von Präsident Schulz zur Migration (20.04.2015)
Video der Pressekonferenz mit Roberta Metsola und Kashetu Kyenge, Berichterstatter
(14.04.2015)
Video einer Debatte im Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres über einen
Initiativbericht zur Migration (14.04.2015, ab 11:30)
Pressemitteilung vom 17.12.2014 zur Migration (auf Englisch)
Pressemitteilung vom 30.10.2014 zu Triton
Pressemitteilung vom 16.04.2014
EuroparlTV-Video: Grenzkontrolle: Triton - zwischen Erwartungen und Realität
EP-Hintergrundbriefing – "EU legal framework on asylum and irregular immigration 'on arrival"
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http://www.europarl.europa.eu/the-president/de/press/press_release_speeches/press_release/press_release-2015/press_release-2015-april/html/schulz-fordert-neue-fluchtlings--und-migrationspolitik
http://audiovisual.europarl.europa.eu/Assetdetail.aspx?id=4f2d07ae-312d-4b76-b498-a48000d9200c
http://www.europarl.europa.eu/ep-live/de/other-events/video?event=20150414-1400-SPECIAL
http://www.europarl.europa.eu/ep-live/de/other-events/video?event=20150414-1400-SPECIAL
http://www.europarl.europa.eu/ep-live/de/committees/video?event=20150414-1000-COMMITTEE-LIBE
http://www.europarl.europa.eu/ep-live/de/committees/video?event=20150414-1000-COMMITTEE-LIBE
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20141212IPR01244/Migration-MEPs-call-on-EU-countries-to-share-responsibility
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20141103IPR76804/Statement-from-Claude-Moraes-on-Triton
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20140411IPR43463/Migrants-Parliament-approves-search-and-rescue-rules-to-prevent-deaths-at-sea
http://europarltv.europa.eu/de/player.aspx?pid=384e9268-ce6b-43b3-975a-a47a00c660ad
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2015)551333


Umweltschutz: Abgeordnete wollen Zahl der
Plastiktüten begrenzen
 
EU-Länder müssen den Verbrauch der am weitesten
verbreiteten und umweltschädlichsten Plastiktüten
verringern. So steht es in einem Gesetzentwurf, über den
das Parlament am Dienstag abstimmt. Das Wegwerfen von
Kunststofftüten führt zu Umweltbelastungen und verschärft
das weitverbreitete Problem der Ansammlung von Abfällen
in Gewässern, die weltweit die aquatischen Ökosysteme
bedrohen.
 
Nach  dem  Gesetz  können  die  EU-Regierungen  entweder  Maßnahmen  ergreifen,  um
sicherzustellen, dass der jährliche Durchschnittsverbrauch bis 2019 unterhalb von 90 leichten
Kunststofftragetaschen  pro  Einwohner  bleibt,  und  unterhalb  von  40  bis  2025,  oder
gewährleisten, dass ab 2018 diese Tragetaschen nicht mehr kostenfrei ausgegeben werden.
 
Hinweis für Medienvertreter
 
2010 hat jeder EU-Bürger geschätzt 198 Plastiktüten genutzt, 90% davon leichte Tüten. Wird
nichts  unternommen,  dann wird  der  Verbrauch von Plastiktüten erwartungsgemäß weiter
steigen. Laut der Europäischen Kommission sind mehr als 8 Milliarden Plastiktüten in der EU im
Jahr 2010 zu Abfall geworden.
 
Debatte: Dienstag, den 28. April
 
Abstimmung: Dienstag, den 28. April
 
 
Pressekonferenz: Dienstag, den 28. April um 16:00 Uhr 
 
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), Einigung in 
 
zweiter Lesung
 
 
 
#Plasticbags
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Weitere Informationen
Empfehlung für die zweite Lesung
Persönliche Daten der Berichterstatterin Margrete Auken (Grüne/EFA, DK)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (31.03.2015)
EP-Hintergrundinformationen: Verringerung des Verbrauchs von leichten
Kunststofftragetaschen
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http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+REPORT+A8-2015-0130+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/28161/MARGRETE_AUKEN_home.html
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2013/0371(COD)&l=FR#tab-0
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20150422IPR44611/MEPs-clamp-down-on-wasteful-use-of-plastic-carrier-bags
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA(2015)554184
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA(2015)554184


Umstellung auf fortschrittliche Biokraftstoffe
 
Am Dienstag stimmen die Abgeordneten über eine
informelle Abmachung mit dem Rat ab, nach der die
Herstellung herkömmlicher Biokraftstoffe begrenzt und die
Umstellung auf eine neue Produktgeneration aus anderen
Quellen wie zum Beispiel Algen oder bestimmte Arten von
Abfällen beschleunigt werden soll. Die neuen Regeln sollen
zur Senkung von Treibhausgasemissionen führen, die
durch die zunehmende Verwendung landwirtschaftlicher
Flächen zum Anbau von Kulturen für Biokraftstoffe
entstehen.
 
Nach der aktuellen Gesetzeslage müssen die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass der Anteil der
erneuerbaren Energien im Verkehrssektor mindestens 10% des Endenergieverbrauchs im Jahr
2020 ausmacht.
 
Nach den neuen Regeln muss der Anteil von Biokraftstoffen der ersten Generation, die aus
Nahrungsmittel- oder Energiepflanzen hergestellt werden, auf 7% des Endenergieverbrauchs im
Verkehrssektor im Jahr 2020 begrenzt werden.
 
Debatte: Dienstag, den 28. April                                  
 
Abstimmung: Dienstag, den 28. April                             
 
 
Pressekonferenz: Dienstag, den 28. April um 15:30 Uhr 
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), Einigung in
zweiter Lesung
 
#Biofuels #ILUC #fuelquality #reneweablenergy
 
Weitere Informationen
Empfehlung für die zweite Lesung
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (14.04.2015)
Persönliche Daten des Berichterstatters Nils TORVALDS (ALDE, FI)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen: Biokraftstoffpolitik und indirekte Landnutzungsänderung
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http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+REPORT+A8-2015-0025+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20150413IPR41649/Environment-committee-backs-compromise-on-cleaner-biofuels
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/114268/NILS_TORVALDS_home.html
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2012/0288(COD)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA(2015)554185


"eCall": Lebensrettende Notrufsysteme für Autos
 
Notrufgeräte, die Rettungsdienste bei Autounfällen
automatisch benachrichtigen, müssen bis zum 31. März
2018 in allen neuen Modellen von Pkw und leichten
Nutzfahrzeugen installiert sein, so ein Gesetzentwurf, über
den am Dienstag abgestimmt wird. Nehmen die
Abgeordneten den Entwurf an, so gilt die informelle
Abmachung von Dezember zwischen Parlament und Rat –
der formell am 2. März zugestimmt hat – als bestätigt.
 
Das bordeigene eCall-Notrufsystem nutzt die einheitliche europäische Notrufnummer 112, um
die Rettungsdienste automatisch zu schweren Verkehrsunfällen zu lotsen. So können diese
ohne Verzögerungen über Art und Umfang der Rettung entscheiden, was ihnen hilft, schneller
vor Ort zu sein, die Zahl der Todesopfer wie auch die Schwere der Verletzungen zu verringern
und die Kosten zu reduzieren, die aufgrund von unfallbedingten Staus entstehen.
 
Jedes Jahr werden Rettungsdienste in der EU zu einer Großzahl von Verkehrsunfällen gerufen.
Im Jahr 2014 gab es dabei 25.700 Todesopfer. Mit dem eCall-Notrufsystem könnte die Zahl der
Unfalltoten um 10% pro Jahr verringert werden.
 
Debatte: Montag, den 27. April
 
Abstimmung: Dienstag, den 28. April
 
Pressekonferenz: Dienstag, den 28. April um 14:00 Uhr
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), Einigung in
zweiter Lesung
 
#ecall #roadtransport
 
Weitere Informationen
Standpunkt des Rates zum eCall-System (Text des Kompromisses mit dem Parlament)
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (17.03.2015, auf Englisch)
Persönliche Daten der Berichterstatterin (S&D, CZ)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
eCall (Webseite der Kommission, auf Englisch)
Straßenverkehrssicherheit in der EU (Informationen der Kommission, auf Englisch)
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http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5130-2015-REV-3/de/
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fTEXT%2bIM-PRESS%2b20150316IPR34756%2b0%2bDOC%2bXML%2bV0%2f%2fEN&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/96718/Olga_SEHNALOV�.html
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=en&reference=2013/0165(COD)
http://ec.europa.eu/digital-agenda/en/ecall-time-saved-lives-saved
http://ec.europa.eu/transport/road_safety/pdf/vademecum_2015.pdf


Parlament fordert verschärfte EU-Strategie
gegen Alkoholmissbrauch
 
Mögliches Ziel einer neuen EU-Strategie gegen
Alkoholmissbrauch sollte sein, auf dem Etikett von
alkoholischen Getränken Informationen über Inhaltsstoffe
und Nährwerte bereitzustellen. So steht es in einem
Entschließungsentwurf, der am Mittwoch zur Abstimmung
steht. In dem Text werden größere Anstrengungen
gefordert, den Alkoholkonsum Minderjähriger zu
verringern.
 
Ebenfalls wird eine EU-weite Etikettierung verlangt, mit der die Verbraucher vor den Gefahren
von Alkoholgenuss in der Schwangerschaft und Trunkenheit am Steuer gewarnt werden.
 
Die  Entschließung  des  Ausschusses  für  Umweltfragen,  öffentliche  Gesundheit  und
Lebensmittelsicherheit fordert die EU-Kommission auf, "unverzüglich mit den Arbeiten an der
neuen Strategie der  EU gegen Alkoholmissbrauch (2016–2022)  zu beginnen",  um so die
nationalen  Regierungen bei  der  Bekämpfung alkoholbedingter  Schäden zu  unterstützen.
Weitere Ziele der Strategie sollen sein: die Erhebung verlässlicher Daten, eine verbesserte
Vorbeugung und Behandlung, die Verringerung der Zahl alkoholbedingter Verkehrsunfälle
sowie eine bessere Differenzierung verschiedener Verhaltensweisen und Einstellungen in
Bezug auf den Konsum von Alkohol.
 
In  der  Resolution  wird  ebenfalls  angeregt,  Angaben  zu  Inhaltsstoffen  und  Nährwert  von
alkoholischen  Getränken  auf  dem Etikett  bereitzustellen.
 
Hinweis für Medienvertreter
 
Weltweit sind 3,3 Millionen vorzeitige Todesfälle auf Alkoholmissbrauch zurückzuführen – 5,9%
aller Todesfälle insgesamt. Bei den 20-39jährigen sind es ungefähr 25%. Diese Todesfälle
werden oft durch Unfälle, Gewaltakte oder Leberkrankheiten verursacht.
 
Debatte: Montag, den 27. April
 
Abstimmung: Mittwoch, den 29. April
 
Verfahren: Anfrage zur mündlichen Beantwortung an die Kommission (mit Entschließung)
 
#AlcoholStrategy
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Weitere Informationen
Anfrage zur mündlichen Beantwortung an die Kommission
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (31.03.2015)
EP-Hintergrundinformationen
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Terrorbekämpfung: Eine neue "Europäische
Sicherheitsagenda"
 
Im Anschluss an die Verabschiedung der neuen
"Europäischen Sicherheitsagenda" durch die EU-
Kommission am Dienstagnachmittag werden die
Abgeordneten mit Kommissar Dimitris Avramopoulos über
das Thema debattieren. Die Sicherheitsagenda, mit der die
EU-Strategie der inneren Sicherheit aktualisiert werden
soll, gibt Kernprioritäten und Maßnahmen zur Bekämpfung
von Terrorismus, organisiertem Verbrechen und
Cyberkriminalität für den Zeitraum 2015-2020 vor.
 
In einer im Dezember 2014 angenommenen Entschließung fordern die Abgeordneten die
Mitgliedstaaten auf, enger zusammenzuarbeiten und relevante Daten rascher und effizienter
auszutauschen. Sie verlangten von der EU-Kommission, eine Bestandsaufnahme derzeitiger
Sicherheitsinstrumente durchzuführen und hoben hervor, dass sie geltende Rechtsvorschriften
richtig  umsetzt  und besser  nutzt,  "bevor  sie  die  Einführung entsprechender  Neuerungen
vorschlägt."
 
Die  Abgeordneten  wiesen  auch  darauf  hin,  dass  alle  Instrumente  den  Grundsätzen
Verhältnismäßigkeit und Notwendigkeit entsprechen müssen und dass in der neuen Strategie
angemessene  Sicherheiten  für  Datenschutz,  Rechenschaftspflicht  und  Rechtsbehelf
vorzusehen  sind.
 
Die Europäische Sicherheitsagenda muss noch vom Rat formell angenommen werden.
 
Debatte: Dienstag, den 28. April
 
Verfahren: Erklärung der Kommission mit anschließender Debatte
 
 
 
#antiterrorism
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Weitere Informationen
Entschließung des Europäischen Parlaments vom 17. Dezember 2014 zur Erneuerung der EU-
Strategie der inneren Sicherheit
Pressemitteilung zur Abstimmung im Plenum: "Neue EU-Sicherheitsstrategie muss auch
Rückkehr ausländischer Kämpfer berücksichtigen" (17.12.2014):
Plenardebatte zur " Erneuerung der EU-Strategie der inneren Sicherheit " (16.12.2014)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
LIBE-Ausschuss
"Auf einen Blick": Strategie der inneren Sicherheit: Für ein offenes und sicheres Europa (Dez.
2014)
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"Intelligente Grenzen":  Sind die geplanten EU-
Einreisekontrollsysteme angemessen?
 
Sind das von der EU geplante Einreise- und
Ausreisesystem und das Programm zur Registrierung von
Reisenden, die keine EU-Bürger sind, angesichts der
zunehmenden Grenzübertritte "angemessen und
geeignet"? Diese Parlamentsanfrage an den Rat und die
Kommission steht im Zentrum einer Debatte am Dienstag,
in der die Abgeordneten sich voraussichtlich auch über die
Dauer der Vorratsdatenspeicherung, den Zugang auf das
System zu Strafverfolgungszwecken und die
entsprechenden Kosten erkundigen werden.
 
Am 3. Dezember 2014 kündigte der Kommissar für Migration, Inneres und Bürgerschaft Dimitris
Avramopoulos  an,  dass  die  Vorschläge  der  Kommission  von  2013  über  ein  Paket  über
intelligentes  Grenzmanagement  zurückgezogen und  Ende 2015 oder  Anfang  2016  neue
Vorschläge dazu vorgelegt  werden.  Von März bis September 2015 werden hierzu bereits
biometrische Identifikatoren für die Datenspeicherung an den wichtigsten Flughäfen in Portugal,
Deutschland, Frankreich, Spanien, der Niederlande und Schweden in einem Modellversuch
getestet.
 
Hintergrundinformationen für Medienvertreter
 
 
 
Das Paket "Intelligente Grenzen" beinhaltet Vorschläge für ein Einreise- und Ausreisesystem
(EES) und ein  Programm zur  Registrierung von Reisenden (RTP),  um die Kontrollen der
Außengrenzen im Schengen-Raum zu verbessern, irreguläre Einwanderung zu bekämpfen und
Daten  der  im  Land  Verbliebenen  zu  sammeln.  Gleichzeitig  soll  vorab  geprüften  und
vielreisenden  Nicht-EU-Bürgern  der  Grenzübertritt  erleichtert  werden.  
 
 
 
Das geplante EES soll Zeit und Ort der Ein- und Ausreise von Nicht-EU-Bürgern, welche die
EU-Außengrenzen übertreten, erfassen. Außerdem soll die Aufenthaltsdauer ermittelt und ein
Alarmsystem, das die Überziehung der zulässigen Dauer meldet, eingerichtet werden. 
 
 
 
Das  RTP  hingegen  würde  einigen  Gruppen  Vielreisender  (z.B.:  Geschäftsreisende,
Familienmitglieder, etc.) aus Drittländern die Einreise in die EU erleichtern. Bevor diese durch
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vereinfachte Grenzkontrollen, wie etwa automatisierte Schranken, gehen können, sollen sie
entsprechend geprüft werden. 
 
 
 
Die  Berichterstatter  des  Ausschusses  für  Bürgerliche  Freiheiten  zum Paket  "Intelligente
Grenzen" sind Agustín Díaz de Mera (EVP, ES) für das EES und Tanja Fajon (S&D, SL) für das
RTP.
 
Debatte: Dienstag, den 28. April
 
Verfahren: Anfrage zur mündlichen Beantwortung an den Rat und die Kommission
 
#SmartBorders #airports 
 
 
Weitere Informationen
Anfrage zur mündlichen Beantwortung an den Rat
Anfrage zur mündlichen Beantwortung an die Kommission
Informationen über den Modellversuch zu "Intelligenten Grenzen"
Persönliche Daten des Berichterstatters zum EES, Agustín Díaz de Mera (EVP, ES)
Persönliche Daten der Berichterstatterin zum RTP, Tanja Fajon (S&D, SL)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten (EES)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten (RTP)
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CO2-Emissionen: Auch Schiffe müssen
umweltfreundlicher werden
 
Schifffahrtsunternehmen müssen ab Januar 2018 die CO2-
Emissionen ihrer Schiffe, die EU-Häfen anlaufen,
überwachen und jährlich darüber Bericht erstatten. So
steht es in einem Gesetzentwurf, über den das Parlament
am Donnerstag abstimmt. Die Vorschriften wurden bereits
informell mit dem Rat vereinbart und gelten für Schiffe über
5000 Bruttoraumzahl (BRZ) – unabhängig vom Ort ihrer
Registrierung – als erster Schritt zur Verringerung ihrer
Treibhausgasemissionen.
 
Die neuen Regeln würden ein EU-weites Überwachungs-, Berichterstattungs- und Prüfsystem
für CO2-Emissionen von Schiffen einführen. Mit dem System sollen Daten über Emissionen und
die  Effizienz  der  Motoren  erhoben  sowie  Anreize  geschaffen  werden,  den  Ausstoß  von
Emissionen und den Kraftstoffverbrauch zu verringern. Kriegsschiffe und Fischerboote würden
von den Vorschriften ausgenommen.
 
Die internationale Seeschifffahrt ist die einzige Verkehrsart, die von den Verpflichtungen der EU
zur Senkung der Treibhausgasemissionen ausgenommen ist.
 
Schiffe,  die  EU-Häfen anlaufen,  sind derzeit  für  4% aller  Treibhausgasemissionen in  der
Schifffahrt  verantwortlich –  eine Zahl,  die  in  Zukunft  stark  ansteigen wird.
 
Debatte: Dienstag, den 28. April
 
Abstimmung: Dienstag, den 28. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), Einigung in
zweiter Lesung
 
#MRV #ships #CO2 #CO2emissions #vessels #maritime
 
Weitere Informationen
Empfehlung für die zweite Lesung
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (26.03.2015)
Persönliche Daten des Berichterstatters José Inácio FARIA (ALDE, PT)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen (auf Englisch): "Monitoring CO2 emissions in maritime transport"
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Parlament legt Position zur neuen EU-
Waldstrategie fest
 
Am Montag wird das Parlament über die Förderung der
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung in der
Forstwirtschaft diskutieren, und am Dienstag über seine
Position zur neuen EU-Waldstrategie in Form einer
Entschließung abstimmen.
 
In dem Entschließungsentwurf betonen die Abgeordneten die Notwendigkeit einer umfassenden
gemeinsamen Strategie  zur  Bewältigung grenzüberschreitender  Herausforderungen,  wie
Waldbrände,  Klimawandel,  Naturkatastrophen  oder  invasive  gebietsfremde  Arten.  Sie
unterstreichen jedoch, dass Maßnahmen in diesem Rahmen weiterhin dem einzelstaatlichen
Recht unterliegen sollten.
 
Die neue EU-Waldstrategie soll die derzeitige von 1998 ersetzen.
 
Hinweis für Medienvertreter:
 
 
 
Die  europäischen  Wälder  decken  ungefähr  40%  der  Landfläche  ab.  Etwa  10%  der
Kohlendioxidemissionen der EU werden derzeit von ihnen aufgenommen und gespeichert. 60%
der  Wälder  in  der  EU sind in  Privatbesitz.  Die  EU-Forstwirtschaft  beschäftigt  mehr  als  3
Millionen Arbeitnehmer.
 
Debatte: Montag, den 27. April 
 
Abstimmung: Dienstag, den 28. April
 
Verfahren: Nichtlegislative Entschließung
 
#EUForestStrategy #ForestStrategy #Forests
 
Weitere Informationen
Entschließungsentwurf über „Eine neue EU-Waldstrategie: für Wälder und den forstbasierten
Sektor“
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (24.03.2015)
Persönliche Daten der Berichterstatterin Elisabeth Köstinger (EVP, AT)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Die neue EU-Waldstrategie (Webseite der Kommission, nur auf Englisch)
EP-Hintergrundinformationen
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Neue Fischereipolitik: Mehr Nachhaltigkeit durch
Ostseeplan und Rückwurfverbot
 
Fischer sollen mehr Zeit zur Anpassung an das
Rückwurfverbot bekommen. So steht es in dem informellen
Abkommen mit dem Rat zur konkreten Umsetzung des neu
eingeführten Verbots. Weiterhin legt das Parlament seine
Position zum Ostseeplan fest, der bestimmt, wie die
Bestände von Dorsch, Hering und Sprotte befischt werden.
Beide Gesetzentwürfe – über die das Parlament am
Dienstag abstimmt – sind wichtige Schritte zur Umsetzung
der neuen Gemeinsamen Fischereipolitik, die 2014 in Kraft
getreten ist.
 
Im  Fischereiausschuss  haben  die  Abgeordneten  zwei  wichtige  Änderungen  des
Kommissionsvorschlags für die Anlandeverpflichtung beschlossen, die konkret beschreibt, wie
das durch die Gemeinsame Fischereipolitik  (GFP) eingeführte Rückwurfverbot  umgesetzt
werden soll. Einerseits müssen in der Kleinfischerei die Fischer alle Mengen jeder gefangenen
und an Bord behaltenen Art erst im Logbuch eintragen, wenn die Fangmenge einer Art 50 kg
übersteigt. Andererseits werden Verstöße gegen die Anlandeverpflichtung erst ab 2017 bestraft.
 
Der Mehrjahresplan für die Bestände von Dorsch, Hering und Sprotte in der Ostsee ist der erste
solche Plan unter der neuen GFP. Der Plan soll  klare Ziele und Voraussehbarkeit  für  die
Fischer  bringen,  anstelle  von  Jahr  für  Jahr  neu  beschlossenen  Vorgaben  für  die
Ostseefischerei. Die Mehrjahrespläne sind ein zentrales Element der neuen GFP und sollen
gewährleisten,  dass  nachhaltig  gefischt  wird  –  und  zwar  nach  dem  Prinzip  des
„höchstmöglichen  Dauerertrags“.
 
Debatte: Montag, den 27. April
 
 
Abstimmungen: Dienstag, den 28. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), Einigung in 
 
erster  Lesung  (Anlandeverpfl ichtung);  Mitentscheidungsverfahren  (Ordentl iches
Gesetzgebungsverfahren),  erste  Lesung  (Ostseeplan)
 
#fisheries #Discards #CFPreality #CFPreform #BalticMAP
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Weitere Informationen
Anlandeverpflichtung: Pressemitteilung zur Einigung mit dem Rat (auf Englisch, 29/01/2015)
Ostseeplan: Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (auf Englisch, 31/03/2015)
Persönliche Daten des Berichterstatters Alain Cadec (EVP, FR) – Anlandeverpflichtung
Persönliche Daten des Berichterstatters Jarosław Wałęsa (EVP, PL) – Ostseeplan
Hintergrundinformationen zur Reform der Gemeinsamen Fischereipolitik (auf Englisch)
Ostseeplan: Position des Fischereiausschusses, die im Plenum zur Abstimmung steht:
Anlandeverpflichtung: Text des Abkommens mit dem Rat, das im Plenum zur Abstimmung
steht:
EP-Hintergrundinformationen: Umsetzung der Anlandeverpflichtung
EP-Hintergrundinformationen: Ostseeplan
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Debatte zu Terrorattacke auf Studenten in Kenia
 
Der Terrorangriff auf die Universität im kenianischen
Garissa durch Al-Shabab-Milizen, bei dem 150 Studenten
ermordet wurden, sowie die Festnahme des ehemaligen
Präsidenten der Malediven Mohammed Nasheed sind die
Themen zweier Debatten am Mittwochnachmittag.
Entsprechende Entschließungen werden am Donnerstag
verabschiedet.
 
In der Debatte zu den jüngsten Entwicklungen in den Malediven anlässlich der Festnahme des
ehemaligen Präsidenten Nasheed wegen Terrorismusverdacht  werden die  Abgeordneten
voraussichtlich die  Achtung von Demokratie  und Rechtsstaatlichkeit  fordern.
 
Debatten: Mittwoch, den 29. April
 
Abstimmungen: Donnerstag, den 30. April
 
 
Verfahren: Erklärung des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (mit
Entschließung)
 
 
#Garissa #Maldives
 
Weitere Informationen
Eröffnung der April-I-Plenarsitzung in Brüssel
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Albanien, Bosnien und Herzegowina:
Reformbemühungen 2014
 
Das Parlament diskutiert am Mittwoch die
Reformfortschritte in 2014 von Albanien und Bosnien und
Herzegowina mit EU-Kommissar Johannes Hahn. In den
Entschließungsentwürfen, über die das Plenum am
Donnerstag abstimmt, betont der Ausschuss für
Auswärtige Angelegenheiten den Bedarf an einem
inklusiven, konstruktiven und nachhaltigen politischen
Reformdialog. Die politischen Kräfte beider Länder sollten
verstärkt zusammenarbeiten.
 
In  den  zwei  eigenständigen  Entschließungen,  eine  für  jedes  Land,  bekräftigen  die
Abgeordneten des Ausschusses für Auswärtige Angelegenheiten noch notwendige Fortschritte
beider Länder, etwa bei der Demokratisierung und der Korruptionsbekämpfung sowie bei der
Einrichtung professioneller  und entpolitisierter  öffentlicher Verwaltungen. Albanien soll  im
Hinblick auf EU-bezogene Reformen eine solide Bilanz entwickeln, während die politischen
Eliten Bosnien und Herzegowinas ein klares Bekenntnis zur Fortsetzung des Reformprozesses
und zur Annäherung an die EU abgeben sollten.
 
Debatte: Mittwoch, den 29. April 
 
Abstimmung: Donnerstag, den 30. April 
 
 
#Albania #BiH
 
Weitere Informationen
Pressekonferenz nach der Ausschussabstimmung
Persönliche Daten des Berichterstatters zu Albanien, Knut Fleckenstein (S&D, DE)
Persönliche Daten des Berichterstatters zu Bosnien und Herzegowina, Cristian Dan Preda
(EVP, RO)
EP-Hintergrundinformationen (Englisch): "Albania: candidate country status obtained"
EP-Hintergrundinformationen (Englisch): " Bosnia and Herzegovina: a renewed approach?"
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http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA(2015)554189


Nigeria: Parlament drängt auf internationales
Vorgehen gegen Boko Haram
 
In einer Entschließung, die am Donnerstag zur
Abstimmung steht, verurteilt das Parlament die jüngsten
Attentate von Boko Haram in Nigeria. Voraussichtlich wird
es die internationale Gemeinschaft auch zu einem
gemeinsamen Vorgehen zur Bewältigung der
Terrorursachen in dem Land aufrufen. Am 14. Januar
diskutierten die Abgeordneten hierüber mit  der EU-
Außenbeauftragten Federica Mogherini.
 
In der Debatte vom Januar forderten die Abgeordneten internationale Ermittlungen zu den
jüngsten Gräueltaten, bei denen 2000 Menschen getötet worden sein sollen, und verlangten
von der EU, das Land im Kampf gegen den Terrorismus stärker zu unterstützen.
 
Debatte: Mittwoch, den 14. Januar 2015
 
Abstimmung: Donnerstag, den 30. April 
 
 
Verfahren: Erklärung der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (mit
Entschließung) 
 
 
#Nigeria #BokoHaram
 
Weitere Informationen
Video der Debatte (14.01.2015)
Erläuterung zu afrikanischen Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung gegen Boko Haram
Erläuterung zur politischen Situation in Nigeria vor den Wahlen
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http://www.europarl.europa.eu/ep-live/de/plenary/video?streamingLanguage=en&debate=1421253526511
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2015/551302/EPRS_ATA%282015%29551302_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2015/548987/EPRS_ATA%282015%29548987_EN.pdf


Zwei Jahre nach Unglück: Fortschritte bei
Arbeitsbedingungen in Bangladesch?
 
Zum zweiten Mal jährt sich das schwere Unglück von
Bangladesch, bei dem das Textilfabrikgebäude Rana Plaza
einstürzte und mehr als 1100 Arbeiter unter sich begrub.
Zum Gedenken an die Tragödie diskutieren die
Abgeordneten am Montag die Fortschritte, die seit der
Verabschiedung des Vertrags zur Verbesserung von
Arbeitsrechten, Arbeitsbedingungen und Arbeitssicherheit
in Bangladeschs Textilfabriken 2013 erzielt wurden.
 
Am Mittwoch stimmt das Parlament über eine entsprechende Entschließung ab.
 
Das Abkommen "Engagiert bleiben – Ein Nachhaltigkeitsvertrag mit Bangladesch" wurde 2013
gemeinsam von der EU, der Regierung von Bangladesch, den USA und der Internationalen
Arbeitsorganisation (ILO) auf den Weg gebracht. Ziel ist, Arbeitnehmerrechte, Sicherheit und
Gesundheit bei der Arbeit und eine verantwortungsvolle Unternehmensführung zu fördern.
 
Der  Vertrag  beinhaltet  kurz-  und  langfristige  Verpfl ichtungen  zur  Stärkung  der
Arbeitnehmerrechte, zur Verbesserung der Gebäudesicherheit und beim Feuerschutz sowie zur
Einsetzung zusätzlicher Arbeitsinspektionen.
 
Debatte: Montag, den 27. April
 
 
Abstimmung: Mittwoch, den 29. April
 
 
 
Verfahren: Erklärung der Kommission (mit Entschließung) 
 
 
#RanaPlaza #Bangladesh
 
Weitere Informationen
Abkommen "Engagiert bleiben – Ein Nachhaltigkeitsvertrag mit Bangladesch"
Hintergrundinformationen zu den Arbeitsbedingungen in der Textil- und Kleidungsindustrie
Hintergrundinformationen zur Menschenrechtslage in Bangladesch
EU-Handelsbeziehungen zu Bangladesch
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http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2013/july/tradoc_151601.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2014/538222/EPRS_BRI%282014%29538222_REV1_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2015/551311/EPRS_ATA%282015%29551311_EN.pdf
http://ec.europa.eu/trade/policy/countries-and-regions/countries/bangladesh/
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Weitere Themen auf der Tagesordnung
 
Weitere Tagesordnungspunkte
 

Geldmarktfonds - Bericht: Neena Gill, Debatte Dienstag, Abstimmung Mittwoch
 
Entlastung 2013: Gesamthaushaltsplan der EU, Debatte Dienstag, Abstimmung
Mittwoch
 
Europäischer Sozialfonds: Erhöhung des ersten Vorschussbetrags für durch die
Beschäftigungsinitiative für junge Menschen geförderte operationelle Programme –
Bericht: Elisabeth Morin-Chartier, Debatte Dienstag, Abstimmung Mittwoch
 
EXPO Mailand 2015: „Den Planeten ernähren, Energie für das Leben“ - Anfrage zur
mündlichen Beantwortung, Debatte und Abstimmung Donnerstag
 
Xylella-fastidiosa-Notfall,  Anfrage  zur  mündlichen  Beantwortung,  Debatte  und
Abstimmung  Donnerstag
 
Europäische  Staatsanwaltschaft  -  Zwischenbericht:  Monica  Macovei,  Debatte
Dienstag,  Abstimmung  Mittwoch
 
Auswertung der Umsetzung des Bologna-Prozesses - Bericht: Krystyna Łybacka,
Debatte Montag, Abstimmung, Dienstag
 
Jahresbericht der Europäischen Investitionsbank 2013 - Bericht: Ernest Urtasun,
Debatte Donnerstag, Abstimmung Donnerstag
 
Vertrag  von  Marrakesch  über  Urheberrechtsausnahmen  zugunsten  von
sehbehinderten  Personen  –  Anfrage  zur  mündlichen  Beantwortung,  Debatte
Mittwoch
 
Der  europäische  Film  im  digitalen  Zeitalter  -  Bericht:  Bogdan  Brunon  Wenta,
Abstimmung  Dienstag
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